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G r ü n d e 

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte zu 1. (Klägerin zu 1.) 

kaufte bei der Klägerin und Revisionsbeklagten zu 2 . (Klägerin 

zu 2.) insgesamt 36 720 L Gasöl, das im Auftrag der  Klägerin 

zu 2. im Steuerlager der Firma H lagerte. Vereinbar t war eine 

Lieferung am 24. Februar 2009. Die Klägerin zu 1. h atte das 

Gasöl an die Firma T zur Bunkerung eines Seeschiffs  

weiterverkauft. Mit E-Mail vom 20. Februar 2009 ver anlasste 

die Klägerin zu 2. bei der Firma H die Freistellung  des Gasöls 

für die Klägerin zu 1. zur Bunkerung des Seeschiffs , die am 

24. Februar 2009 stattfand. Zu dieser Zeit war nur die Kläge-

rin zu 2. im Besitz einer Erlaubnis als Verteilerin  gemäß § 24 

Abs. 2 Satz 2 des Energiesteuergesetzes (EnergieStG ). Eine 

solche Erlaubnis wurde der Klägerin zu 1. erst am 1 5. Juli 

2009 erteilt. Mit der Begründung, sie sei zum Zeitp unkt der 

Abgabe der Energieerzeugnisse weder Inhaberin einer  Erlaubnis 

zur steuerfreien Verteilung von Energieerzeugnissen  noch 

selbst Verwenderin dieser Energieerzeugnisse zu ste uerfreien 

Zwecken als Schiffsbetriebsstoff gewesen, nahm der Beklagte 

und Revisionskläger (das Hauptzollamt --HZA--) die Klägerin zu 

1. nach § 30 Abs. 1 EnergieStG i.V.m. § 57 Abs. 9 u nd Abs. 4 

der Energiesteuer-Durchführungsverordnung (EnergieS tV) auf 

Zahlung von Energiesteuer in Anspruch. Aufgrund der  Abgabe des 

Gasöls an die Klägerin zu 1. und somit an einen 

Nichtberechtigten wurde auch die Klägerin zu 2. ge-

samtschuldnerisch mit der Klägerin zu 1. auf diesen  Betrag in 

Anspruch genommen. Die nach den erfolglosen Einspru chsverfah-

ren erhobene Klage führte zur Aufhebung der angefoc htenen 

Bescheide. 

 

Das Finanzgericht (FG) urteilte, es bedürfe keiner abschlie-
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ßenden Entscheidung darüber, ob die Klägerin zu 2. das Gasöl 

entgegen der in der Verteilererlaubnis genannten Zw eckbestim-

mung an die Klägerin zu 1. abgegeben habe. Denn die  Steuer sei 

nach § 30 Abs. 1 Satz 2 EnergieStG nicht entstanden , weil das 

Gasöl durch die Bunkerung eines Seeschiffs an die F irma T ab-

gegeben worden sei, die ihrerseits im Zeitpunkt der  Bunkerung 

gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EnergieStG, § 55 Ene rgieStV 

i.V.m. Nr. 3 Buchst. a der Anlage 1 zur EnergieStV im Besitz 

einer allgemeinen Erlaubnis zur Verwendung von Ener gieerzeug-

nissen für die Schifffahrt gewesen sei. In Bezug au f den Ent-

stehungstatbestand des § 30 Abs. 1 Satz 1 EnergieSt G komme es 

auf die erste Abgabe des Energieerzeugnisses nicht an. Neben 

der Abgabe von Energieerzeugnissen an berechtigte P ersonen 

werde durch diese Bestimmung auch der Untergang ein es Energie-

erzeugnisses geregelt. In beiden Fällen solle eine Energie-

steuer nicht entstehen. Sofern der Letzterwerber ei ne entspre-

chende Erlaubnis habe, sei es unbeachtlich, ob er d as Energie-

erzeugnis von einem Berechtigten oder Nichtberechti gten erhal-

ten habe. Dieses Normverständnis entspreche auch de m Charakter 

des § 30 Abs. 1 Satz 2 EnergieStG als Heilungsvorsc hrift für 

Fälle, in denen die Steuererhebung mangels Gefährdu ng des 

Steueranspruchs nicht geboten sei. Im Streitfall ha be sich das 

Gasöl stets unter Steueraufsicht befunden, so dass ein solcher 

Fall vorliege. 

 

Mit seiner Revision macht das HZA eine Verletzung d es § 30 

Abs. 1 EnergieStG geltend, bei dem es sich entgegen  der 

Rechtsauffassung des FG nicht um eine allgemeine He ilungsvor-

schrift handele. Die in § 30 Abs. 1 Satz 2 EnergieS tG normier-

ten Rechtsfolgen einer Abgabe von Energieerzeugniss en an Be-

rechtigte oder eines Untergangs dürften nicht eigen ständig und 

losgelöst von dem in § 30 Abs. 1 Satz 1 EnergieStG normierten 

Entstehungstatbestand gesehen werden. Erst wenn fes tstehe, 
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dass eine Steuer durch die zweckwidrige Abgabe ents tanden sei, 

stelle sich die Frage, ob besondere Umstände vorlie gen, die 

eine Ausnahme von der Steuerentstehung rechtfertigt en. Zu 

Unrecht habe das FG die Frage unbeantwortet gelasse n, ob die 

Klägerin zu 2. das Gasöl an die Klägerin zu 1. abge geben habe. 

Ein Verteiler müsse sich nach § 57 Abs. 4 Satz 1 i. V.m. Abs. 9 

EnergieStV durch Anforderung des Erlaubnisscheins d avon über-

zeugen, ob der Empfänger zum Bezug von steuerfreien  Energie-

erzeugnissen berechtigt sei. Dies habe die Klägerin  zu 2. 

pflichtwidrig unterlassen. Im Rahmen eines sog. Str eckenge-

schäfts, bei dem Energieerzeugnisse über mehrere Ve rteiler 

ohne Inbesitznahme gehandelt würden, werde die Prüf ungspflicht 

nach § 57 Abs. 4 i.V.m. Abs. 9 EnergieStV modifizie rt. Aus-

reichend sei, dass jedem Beteiligten der gültige Er laubnis-

schein seines jeweiligen Vertragspartners in der Ke tte vor-

liege. Ein Verteiler dürfe daher an einen Empfänger  ohne Prü-

fung der Berechtigung abgeben. Jede Abgabe müsse fü r sich be-

trachtet werden.  

 

Zudem sei zwischen der Übergabe und der Abgabe zu u nterschei-

den. Die Übergabe i.S. des § 57 Abs. 4 Satz 2 Energ ieStV er-

folge vom Erstveräußerer an den Letzterwerber. Eine  Abgabe 

erfolge in der Strecke vom Erstveräußerer an den er sten 

Zwischenhändler und evtl. an weitere Zwischenhändle r. Als 

Konsequenz der vom FG vorgenommenen Auslegung des §  30 Abs. 1 

EnergieStG könnten sich Fallkonstellationen ergeben , in denen 

der Verteiler ohne Verletzung seiner Prüfungspflich t Steuer-

schuldner werde. Entstünde die Energiesteuer durch "Heilung" 

beim Zwischenhandel unter Beteiligung nichtberechti gter Per-

sonen nicht, sei der Handel mit Energieerzeugnissen  der ge-

setzlich angeordneten Steueraufsicht entzogen.  

 

Die Klägerinnen zu 1. und 2. beantragen die Revisio n als unbe-
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gründet abzuweisen. Zu Recht habe das FG § 30 Abs. 1 Satz 2 

EnergieStG in Anlehnung an Art. 204 Abs. 1 des Zoll kodex aus-

gelegt. Im Gegensatz zum Umsatzsteuerrecht stelle d as Ver-

brauchsteuerrecht nicht auf rechtsgeschäftliche Bez iehungen, 

sondern auf Realakte ab. Infolgedessen könne der Be griff der 

Abgabe in § 30 Abs. 1 EnergieStG nur als körperlich e Übergabe 

verstanden werden. Die Grundsätze des umsatzsteuerr echtlichen 

Reihengeschäfts ließen sich nicht auf das Verbrauch steuerrecht 

übertragen. Auch eines Rückgriffs auf das Besitzrec ht des Bür-

gerlichen Gesetzbuchs (BGB) bedürfe es nicht. Die A bgabe müsse 

einen unmittelbaren Besitz verschaffen, der eine Ve rwendung 

ermögliche. Deshalb reiche die Verschaffung mittelb aren Be-

sitzes nicht aus. Die Steuergerechtigkeit werde ver letzt, wenn 

Ordnungsverstöße steuerschuldrechtlich sanktioniert  würden. 

Eine bloße Unterbrechung der Steueraufsicht könne e ine Steuer-

entstehung nicht rechtfertigen. Wolle man an eine v erbotene 

Abgabe von Energieerzeugnissen eine Steuerentstehun g knüpfen, 

müsse auch die Verwendung der Erzeugnisse verboten sein. Im 

Streitfall sei das Gasöl jedoch steuerbegünstigt ve rwendet 

worden. 

 

II. 

Die Revision des HZA ist begründet und führt zur Au fhebung des 

Urteils des FG. Unter Verletzung von Bundesrecht ha t dieses zu 

Unrecht angenommen, dass eine Entstehung der Steuer  nach § 30 

Abs. 1 EnergieStG --ungeachtet etwaiger dazwischen geschalte-

ter Dritter-- nicht in Betracht kommen kann, wenn d as Energie-

erzeugnis an eine Person gelangt ist, die zum Bezug  steuer-

freier Energieerzeugnisse berechtigt ist. Die Steue r entsteht 

vielmehr bei Abgabe an einen Nichtberechtigten, der  --evtl. in 

einer Lieferkette-- zumindest mittelbaren Besitz an  den Ener-

gieerzeugnissen erlangt. 
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1. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 EnergieStG entsteht die Steuer 

nicht, wenn die Energieerzeugnisse untergegangen od er an Per-

sonen abgegeben worden sind, die zum Bezug von steu erfreien 

Energieerzeugnissen berechtigt sind. Entgegen der A uffassung 

des FG kann § 30 Abs. 1 Satz 2 EnergieStG nicht als  allgemeine 

Heilungsvorschrift verstanden werden mit der Folge,  dass eine 

Steuer in allen Fällen nicht entsteht, in denen von  einem Er-

laubnisinhaber abgegebene Energieerzeugnisse an ein en berech-

tigten Letztverwender gelangen, selbst wenn diese z uvor --etwa 

in einer Lieferkette-- auch an einen zur steuerbegü nstigten 

Verwendung nicht berechtigten Abnehmer abgegeben wo rden sind.  

 

a) Bei den in § 30 EnergieStG getroffenen Regelunge n handelt 

es sich um Vorschriften, die das in den §§ 24 ff. E nergieStG 

festgelegte Verfahren der steuerfreien Verwendung u nd steuer-

freien Verteilung näher ausgestalten. Grundsätzlich  können die 

vom Gesetzgeber nach den §§ 25 bis 28 EnergieStG ge währten 

Steuerbefreiungen nur von Personen in Anspruch geno mmen wer-

den, die über eine entsprechende Erlaubnis verfügen  (§ 24 

Abs. 2 EnergieStG). Als Maßnahme der Steueraufsicht  dient die 

Erlaubnis der Überwachung des begünstigten Personen kreises. 

Durch den Antrag auf Erteilung einer förmlichen Ver wender- 

oder Verteilererlaubnis erlangen die Finanzbehörden  Kenntnis 

von denjenigen Wirtschaftsbeteiligten, die den Umga ng mit un-

versteuerten Energieerzeugnissen begehren. Zugleich  erhalten 

sie Gelegenheit, deren steuerliche Zuverlässigkeit zu überprü-

fen, die nach § 24 Abs. 5 Satz 1 EnergieStG unabdin gbare Vor-

aussetzung für die Erlaubniserteilung ist. Mit der Erteilung 

der Erlaubnis ist die Erwartung verbunden, der Erla ubnisin-

haber werde von ihr in einer ihrem Regelungsgehalt entspre-

chenden Weise Gebrauch machen.  

 

Für den Fall eines Missbrauchs hat der Gesetzgeber in § 30 
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Abs. 1 Satz 1 EnergieStG die Entstehung der Steuer angeordnet. 

Danach entsteht die Steuer u.a., wenn die Energieer zeugnisse 

entgegen der in der Erlaubnis genannten Zweckbestim mung ver-

wendet oder abgegeben werden. Nach dem insoweit ein deutigen 

Wortlaut der Bestimmung lässt bereits die erstmalig e Abgabe an 

einen Nichtberechtigten die Steuer entstehen. Entge gen der 

Auffassung der Klägerinnen stellt die Steuerentsteh ung keine 

Sanktion dar, sondern sie ist als systemimmanente F olge eines 

Umgangs mit dem unter Steueraufsicht stehenden Erze ugnis anzu-

sehen, der von den Voraussetzungen des Begünstigung statbe-

stands und vom Inhalt der diesem entsprechenden Erl aubnis 

nicht mehr gedeckt ist.  

 

b) Allerdings soll diese Rechtsfolge dann nicht ein treten, 

wenn die Steueraufsicht aufgrund besonderer Umständ e nachweis-

lich nicht gefährdet ist. Nach den hierzu in § 30 A bs. 1 

Satz 2 EnergieStG getroffenen Regelungen entsteht d ie Steuer 

nicht, wenn die Energieerzeugnisse untergegangen od er an 

Personen abgegeben worden sind, die zum Bezug steue rfreier 

Energieerzeugnisse berechtigt sind. Unter Annahme e iner voll-

ständigen Eliminierung oder begünstigten Verwendung  schließen 

sowohl der Untergang, als auch die Inbesitznahme de s Erzeug-

nisses durch einen Erlaubnisinhaber eine Gefährdung  des Steu-

eranspruchs weitgehend aus. Dies legitimiert ein Ab sehen von 

der Steuererhebung durch Verdrängung des in § 30 Ab s. 1 Satz 1 

EnergieStG festgelegten Entstehungstatbestands. 

 

c) Anders verhält es sich jedoch bei der Abgabe an einen 

Nichtberechtigten. Denn im Zeitpunkt der Abgabe an einen 

Wirtschaftsbeteiligten, der keine Erlaubnis zur ste uerfreien 

Verwendung oder Verteilung besitzt, kann eine zweck widrige 

Verwendung des Erzeugnisses nicht zuverlässig ausge schlossen 

werden. Deshalb kann in diesen Fällen die Steuerent stehung 
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nicht davon abhängig gemacht werden, dass das Erzeu gnis nach 

seiner erstmaligen Abgabe zu irgendeinem Zeitpunkt einen zum 

Bezug steuerfreier Energieerzeugnisse Berechtigten erreicht. 

Infolgedessen entsteht die Steuer mit der Abgabe an  den Nicht-

berechtigten. Die Steuerentstehung lässt sich auch durch eine 

spätere Abgabe an einen Erlaubnisinhaber nicht mehr  rückgängig 

machen. Entgegen der Auffassung des FG lassen sich die steuer-

rechtlichen Folgen einer zwischenzeitlichen Abgabe an einen 

Nichtberechtigten nicht aus der Sicht des Letztverw enders be-

stimmen, sondern in den Blick zu nehmen ist der Zei tpunkt der 

ersten Abgabe, die bei einer Abgabe an einen Nichtb erechtig-

ten, der aufgrund der fehlenden Erlaubnis der Finan zbehörde 

unbekannt sein dürfte, zu einer Unterbrechung der S teuerauf-

sicht führt.  

 

2. Sofern das Gesetz auch den Untergang eines Erzeu gnisses als 

den Steuerentstehungstatbestand verdrängendes Ereig nis an-

sieht, lässt sich darauf das vom FG gefundene Ausle gungser-

gebnis nicht stützen. Sowohl nach den unionsrechtli chen als 

auch nach den Vorgaben des nationalen Verbrauchsteu errechts 

entfaltet der Untergang verbrauchsteuerpflichtiger Waren nicht 

stets eine Sperrwirkung, die eine Steuerentstehung bzw. 

Steuererhebung verhindert. Art. 7 und Art. 37 der R ichtlinie 

2008/118/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 über da s allge-

meine Verbrauchsteuersystem und zur Aufhebung der R ichtlinie 

92/12/EWG (Amtsblatt der Europäischen Union Nr. L 9 /12) ordnen 

eine Verdrängung der Steuerentstehung bzw. ein Abse hen von der 

Steuererhebung nur für die Fälle an, in denen sich die Waren 

in einem Steueraussetzungsverfahren bzw. in einem B eförde-

rungsverfahren befinden. Wie die Mitgliedstaaten de n Untergang 

von Waren regeln, die aus dem Steueraussetzungsverf ahren ent-

nommen worden sind, oder die sich als Waren des fre ien Ver-

kehrs nicht in einem Beförderungsverfahren befinden , bleibt 
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ihnen überlassen. Von der in § 18a Abs. 2 EnergieSt G normier-

ten Ausnahme abgesehen, führt der Untergang von Ene rgieerzeug-

nissen des freien Verkehrs grundsätzlich nicht zur Verdrängung 

des Steuerentstehungstatbestands oder zur Entstehun g von Ver-

gütungs- oder Erstattungsansprüchen. Der Senat verm ag deshalb 

die Auffassung des FG nicht zu teilen, dass § 30 Ab s. 1 Satz 2 

EnergieStG lediglich auf den Untergang als objektiv em Sachver-

halt abstellt, ohne zu berücksichtigen, bei wem das  Erzeugnis 

untergeht, so dass die Steuer selbst dann nicht ent steht, wenn 

das Erzeugnis bei einem Nichtberechtigten untergeht .  

 

Aus den bereits genannten Gründen legen das System und die 

Ausgestaltung des Verfahrens der steuerfreien Verwe ndung eine 

Deutung nahe, nach der eine Steuer nur dann nicht e ntsteht, 

wenn die Erzeugnisse bei einem Erlaubnisinhaber unt ergehen. 

Bei dieser Betrachtung kann sich die Frage nach den  steuer-

rechtlichen Folgen eines Untergangs bei der Abgabe an Nicht-

berechtigte nicht stellen, denn mit der Abgabe der Erzeugnisse 

entsteht die Steuer, ohne dass diese Rechtsfolge du rch einen 

späteren Untergang beeinträchtigt werden könnte. 

 
Somit lässt allein der Umstand, dass das Gasöl an e in Unter-

nehmen abgegeben worden ist, das als Betreiber eine s See-

schiffs über eine allgemeine Erlaubnis nach § 27 Ab s. 1 Satz 1 

Nr. 1 EnergieStG, § 55 EnergieStV i.V.m. Nr. 3 Buch st. a der 

Anlage 1 zur EnergieStV verfügte, nicht ohne Weiter es den 

Schluss zu, eine Steuer könne nach § 30 Abs. 1 Satz  1 

EnergieStG nicht entstanden sein. Entscheidend ist vielmehr 

die Frage, ob die streitgegenständlichen Energieerz eugnisse 

vor ihrer Lieferung an die Firma T an die Klägerin zu 1. und 

damit an einen Nichtberechtigten abgegeben worden s ind.  
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3. Das Gasöl ist im Streitfall an die Klägerin zu 1 . mit der 

Folge der Steuerentstehung nach § 30 Abs. 1 Energie StG abgege-

ben worden. Hierfür ist es ausreichend, dass die Kl ägerin zu 

1. zeitgleich mit dem Abschluss des Kaufvertrags ei n Besitz-

mittlungsverhältnis begründet und damit mittelbaren  Besitz an 

dem Gasöl erlangt hat.  

 

a) Der Begriff der Abgabe erfährt im EnergieStG kei ne nähere 

Definition. Es bedarf jedoch keiner Begründung, das s in der 

Verschaffung des unmittelbaren Besitzes in der Rege l eine 

Abgabe i.S. des § 30 Abs. 1 EnergieStG zu sehen ist . Um die im 

Mineralölhandel üblichen und nach § 57 Abs. 4 Energ ieStV im 

Energiesteuerrecht ausdrücklich vorgesehenen Streck engeschäfte 

in den Anwendungsbereich des § 30 EnergieStG mit ei nzubeziehen 

und auch für diese Fälle des Handels mit Energieerz eugnissen 

die energiesteuerrechtlichen Folgen einer Abgabe an  Nichtbe-

rechtigte zu regeln, ist von einer Abgabe auch dann  auszuge-

hen, wenn dem Erwerber der mittelbare Besitz versch afft wird, 

also ein auf einem Besitzmittlungswillen beruhendes  Besitz-

mittlungsverhältnis begründet wird, nach dem der un mittelbare 

Besitzer seinen Besitz in Anerkennung eines Herausg abean-

spruchs des mittelbaren Besitzers ausübt. Denn nur auf diese 

Weise lassen sich die Erzeugnisse aufgrund klarer B esitzver-

hältnisse eindeutig zuordnen.  

 

b) Aufgrund dieser Überlegungen kann ein sog. Gehei ßerwerb 

nach § 929 Satz 2 BGB, bei dem die Lieferung durch den Ver-

äußerer an einen vom Erwerber benannten Dritten aus reichend 

sein soll, ohne dass dem Erwerber Besitz vermittelt  wird 

(Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, 72. Aufl., § 929  Rz 19; 

Soergel-Mühl, BGB, 12. Aufl., § 929 Rz 8; zweifelnd , ob ein 

Geheißerwerb, bei dem der Erwerber Eigentümer werde n soll, 

ohne Begründung eines Besitzmittlungsverhältnisses überhaupt 
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möglich ist: Urteil des Bundesgerichtshofs vom 10. Dezember 

1975 VIII ZR 179/74, Wertpapier-Mitteilungen 1976, 153), nicht 

als ausreichend für eine Abgabe i.S. des § 30 Abs. 1 

EnergieStG angesehen werden (vgl. zu § 26 Abs. 3 un d § 33 

Abs. 8 der Mineralölsteuer-Durchführungsverordnung Jatzke, Das 

System des deutschen Verbrauchsteuerrechts, S.  145 ; Schröer-

Schallenberg in Peters/Bongartz/Schröer-Schallenber g, Ver-

brauchsteuerrecht, Rz F 50; Peters, Das Verbrauchst euerrecht, 

Rz 329a; Urteil des Bundesfinanzhofs vom 25. Oktobe r 1988 

VII R 17/85, BFH/NV 1989, 464). 

 

c) Im Streitfall hat das FG einen sog. Geheißerwerb  angenom-

men, ohne jedoch die Vertragsverhältnisse und Neben abreden 

dahin zu prüfen, ob der Klägerin zu 1. zumindest de r mittel-

bare Besitz verschafft worden ist. Es hat lediglich  ausge-

führt, ein Streckengeschäft und ein sog. Geheißerwe rb lägen 

vor, wobei die gemäß § 929 BGB für die Eigentumsübe rtragung 

erforderliche Übergabe (Besitzübertragung) von der Klägerin zu 

2. an die Klägerin zu 1. auf Geheiß des Ersterwerbe rs an einen 

Dritten (Firma T) erfolgt sei. Letztlich hat es dah ingestellt 

sein lassen, ob die Klägerin zu 1. mittelbaren Besi tz an dem 

Gasöl erlangt hat, jedoch darauf hingewiesen, selbs t bei An-

nahme eines Geheißerwerbs könne eine Abgabe an die Klägerin zu 

1. angenommen werden. 

 

Im Streitfall ist zu berücksichtigen, dass die Kläg erin zu 2. 

mit der vom FG ausdrücklich in Bezug genommenen E-M ail vom 

20. Februar 2009 gegenüber der Klägerin zu 1. und g egenüber 

dem Inhaber des Steuerlagers eine Freistellungserkl ärung abge-

geben hat. Im Betreff der elektronischen Nachricht wird aus-

geführt: "...: Freistellung 30 mt Gasöl DMA 0,1% fü r ...". 

Diese Erklärung lässt den Schluss zu, dass vor ihre r Abgabe 

zeitgleich mit dem Abschluss des Kaufvertrags zwisc hen der 
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Klägerin zu 1. und der Klägerin zu 2. ein 

Besitzmittlungsverhältnis begründet worden ist, dur ch das die 

Klägerin zu 1. den mittelbaren Besitz und einen Her aus-

gabeanspruch erlangt hat. Mit der Freistellungserkl ärung hat 

die Klägerin zu 2. das Besitzkonstitut konkretisier t. Somit 

ist von einer Abgabe des Gasöls an die Klägerin zu 1. i.S. des 

§ 30 Abs. 1 EnergieStG auszugehen. Im Übrigen ist d er erken-

nende Senat der Auffassung, dass mit dem Abschluss eines Kauf-

vertrags regelmäßig von der Begründung eines Besitz mittlungs-

verhältnisses in Bezug auf die erworbenen Energieer zeugnisse 

auszugehen ist, sofern die vertraglichen Absprachen  nicht auf 

eine davon abweichende Regelung hindeuten.  

 

Da von einer Abgabe an die Klägerin zu 1. und somit  von einer 

Abgabe an einen Nichtberechtigten auszugehen ist, e rweist sich 

aufgrund der Steuerentstehung nach § 30 Abs. 1 Ener gieStG auch 

der gegen die Klägerin zu 2. gerichtete Steuerbesch eid als 

rechtmäßig. Nach den Feststellungen des FG lagerten  die 

streitgegenständlichen Energieerzeugnisse im Auftra g der 

Klägerin zu 2. im Steuerlager der Firma T. Demzufol ge konnte 

sie jederzeit die Herausgabe an sich selbst bzw. an  eine von 

ihr benannte Person verlangen, weshalb sie ebenfall s vor der 

Steuerentstehung zumindest mittelbaren Besitz an de n Energie-

erzeugnissen erlangt hat. Deshalb ist die Klägerin zu 2. nach 

§ 30 Abs. 2 Satz 1 EnergieStG ebenfalls Steuerschul dnerin. 

 

4. Da das FG eine andere Rechtsauffassung vertreten  hat, war 

die Klage unter Aufhebung des erstinstanzlichen Urt eils abzu-

weisen. 
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